
§ 1 Vertragsgrundlage
Vertragsgrundlage für von uns (Auftragnehmer) übernommene Aufträge sind die 
nachstehenden Geschäftsbedingungen. Diese AGB gelten für private und gewerb-
liche Kunden. Sie finden keine Anwendung bei der vertraglichen Vereinbarung der 
VOB/B oder bei einer Vergabe durch die öffentliche Hand nach VOB/A.
Die Leistung ist so kalkuliert, dass bei der Ausführung Baufreiheit besteht und 
dass die Leistung zusammenhängend ohne Unterbrechung, nach Planung des AN 
erbracht wird. Bei Abweichungen (z. B. bei Behinderungen, Leistungsstörungen) 
besteht ein Anspruch auf Erstattung der Mehrkosten.

§ 2 Angebot – Preise
Angebote sind Festpreise und haben eine Gültigkeit von 6 Wochen ab dem An-
gebotsdatum. Mit der Angebotsannahme gelten die Angebotspreise weitere vier 
Monate als Vertragspreise, wenn bei Angebotsabgabe noch nicht feststeht, wann 
die Maßnahme begonnen und abgeschlossen sein soll. Tritt danach eine wesent-
liche Veränderung (größer oder kleiner 0,75 %) der Preisermittlungsgrundlage im 
Bereich Lohnkosten ein, erhöht bzw. verringert sich der Angebotspreis in ange-
messenem Umfang. Vorbehaltlich eines jeder Partei zustehenden Einzelfallnach-
weises beträgt die Preisänderung 0,85 % je 1 % Lohnkostenänderung. Steht bei 
Angebotsabgabe fest, bis wann die Maßnahmen abgeschlossen sein sollen, gelten 
die Angebotspreise bis zu diesem Zeitpunkt und erhöhen sich nach weiteren zwei 
Monaten nach dem vorgenannten Parameter.
Eine Umsatzsteuererhöhung kann an den Auftraggeber weiterberechnet werden, 
wenn die Leistung nach Ablauf von vier Monaten seit Vertragsschluss erbracht 
wird. Die Leistung ist so kalkuliert, dass bei der Ausführung Baufreiheit besteht 
und dass die Leistung zusammenhängend ohne Unterbrechung, nach Planung 
des Auftragnehmers erbracht wird. Bei Abweichungen (z. B. bei Behinderungen, 
Leistungsstörungen) besteht ein Anspruch auf Erstattung der Mehrkosten.
Das Angebot bleibt mit allen Teilen geistiges Eigentum des Auftragnehmers. Die 
Weitergabe oder sonstige Verwendung kann im Einzelfall gestattet werden.

Stundenlohnarbeiten
Zusätzliche und notwendige Leistungen, die überwiegend Lohnkosten beinhalten, 
können gesondert, auf Stundenlohnbasis, zuzüglich Material abgerechnet wer-
den, sofern nichts anderes vereinbart ist.

§ 3 Witterungsbedingungen
Bei ungeeigneten Witterungs- und Trocknungsbedingungen kann der Auftrag-
nehmer die Arbeiten unterbrechen. Die Dauer der Unterbrechung verlängert die 
Ausführungsfrist. Die Arbeiten sind bei geeigneten Witterungsbedingungen unter 
Berücksichtigung angemessener Organisations- und Rüstzeiten fortzuführen.

§ 4 Vergütung
Gemäß § 632a BGB können Abschlagsrechnungen jederzeit gestellt werden und 
sind sofort fällig und sofort zahlbar. Dies gilt auch für die Bereitstellung von Ma-
terialien, Stoffen oder Bauteilen. Die Schlusszahlung ist 10 Tage nach Rechnungs-
zugang fällig. Skonto muss vereinbart sein und wird nur dann gewährt, wenn die 
jeweilige Abschlagszahlung und die Schlusszahlung innerhalb der vereinbarten 
Frist auf dem Konto des Auftragnehmers gutgeschrieben sind.

§ 5 Gewährleistung/Verjährungsfrist
Die Gewährleistungsfrist beginnt mit der Abnahme des fertigen Gewerks und ist 
die Frist, innerhalb derer Mängel an der Leistung geltend gemacht werden kön-
nen (Verjährungsfrist). Die Leistungen werden vom Auftragnehmer nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik ausgeführt, hierfür übernimmt er die 
Gewähr. Verschleiß und Abnutzungserscheinungen, die auf vertragsgerechtem 
Gebrauch und/oder natürlicher, insbesondere witterungsbedingter Abnutzung 
beruhen, sind keine Mängel. Sie können bereits vor Ablauf der Gewährleistungs-
frist eintreten. Dies kann besonders für alle Beschichtungen von Holz im Außen- 

 

bereich zutreffen, sowie für Beschichtungen, die starken örtlichen Klimabean-
spruchungen ausgesetzt sind. Im Übrigen gilt die Verjährungsfrist gem. § 634a 
BGB wie folgt:
- 2 Jahre für Wartungs-, Renovierungs- und Instandhaltungsarbeiten (Arbeiten, die 
nicht die Gebäudesubstanz betreffen)
- 5 Jahre bei Neubauarbeiten und Arbeiten, die nach Umfang und Bedeutung mit 
Neubauarbeiten vergleichbar sind (z. B. Grundsanierung) oder Arbeiten, welche 
die Gebäudesubstanz betreffen

§ 6 Aufrechnungsverbot
Der Auftraggeber kann die Zahlungsansprüche des Auftragnehmers nicht mit For-
derungen aus anderen vertraglichen Beziehungen aufrechnen, es sei denn, die 
Forderung ist unbestritten oder rechtskräftig festgestellt.

§ 7 Eigentumsvorbehalt
Soweit der Auftragnehmer im Rahmen seiner Leistungen auch Lieferungen er-
bringt, behält er sich hieran das Eigentum bis zur vollständigen Zahlung der er-
brachten Leistungen vor. Wird ein Liefergegenstand mit einem Bauwerk fest 
verbunden, so tritt der Auftraggeber etwaige damit zusammenhängende eigene 
Forderungen (z. B. bei Weiterverkauf des Objektes) in Höhe der Forderung des 
Auftragnehmers an diesen ab.

§ 8 Abnahme
Wenn nichts anderes vereinbart wird, erfolgt die Abnahme durch Ingebrauch- 
nahme oder mit Ablauf einer gesetzten Frist oder durch schlüssiges Verhalten 
(§ 640 BGB). Der Auftragnehmer hat vor der (Schluss-)Abnahme einen Anspruch 
auf Teilabnahme für in sich abgeschlossene Teile der Leistung. Im Übrigen erfolgt 
die Abnahme nach § 640 BGB. Wegen unwesentlicher Mängel kann die Abnahme 
nicht verweigert werden.

§ 9 Leistungsermittlung, Aufmaß und Abrechnung
Bei einem Pauschalpreisvertrag erfolgt die Abrechnung ohne Aufmaß nach dem 
vereinbarten Preis. Ist ein Einheitspreisvertrag vereinbart, erfolgt die Abrech-
nung auf Basis einer Leistungsermittlung durch Aufmaß. Dabei wird die Leistung  
nach den Maßen der fertigen Oberfläche berechnet. Als Ausgleich für den nicht 
berechneten Bearbeitungsaufwand zur Anarbeitung an nicht behandelte Teil- 
flächen (sogenannte Aussparungen), zum Beispiel Fenster- und Türöffnungen, 
Lichtschalter, Steckdosen, Lüftungsöffnungen, Fliesenspiegel, Einbauschränke 
werden diese Flächen bis zu einer Einzelgröße von 2,5 qm (bei Bodenflächen von 
0,5 qm) übermessen, Fußleisten und Fliesensockel bis 10 cm Höhe. Bei Längen- 
maßen bleiben Unterbrechungen bis 1 m Einzelgröße unberücksichtigt.
Auftraggeber und Auftragnehmer können detailliertere Aufmaßregeln durch Ver-
einbarung der jeweils einschlägigen VOB/C ATV-Norm zugrunde legen.

§ 10 Ausschluss von Verbraucherschlichtungsverfahren – Information  
gemäß § 36 VSBG
Der Auftragnehmer ist weder gesetzlich verpflichtet noch beteiligt er sich frei- 
willig an Verbraucherschlichtungsverfahren nach dem Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetz (VSBG).

§ 11 Sonstiges
Ist der Auftraggeber Verbraucher, so gilt der gesetzliche Gerichtsstand. Ansons-
ten ist Erfüllungsort und ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten 
der Geschäftssitz des Auftragnehmers, sofern sich aus der Auftragsbestätigung 
nichts anderes ergibt.
Sollte eine der vorstehenden Regelungen – gleich aus welchem Rechtsgrund –  
unwirksam sein, so wird dadurch die Wirksamkeit und Verbindlichkeit der übrigen 
Bestimmungen nicht berührt. 			         

Unsere Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind Vertragsbestandteil und werden durch widersprechende AGB des Auftraggebers nicht abbedungen. Unsere AGB 
liegen in unseren Geschäftsräumen gut sichtbar zur Einsicht aus, und Sie finden sie auch in unserem Internetauftritt. In der Regel sind sie aber auf der Rückseite unserer 
Geschäftsformulare abgedruckt. Bei öffentlichen Vergaben gelten die AGB nur, soweit sie keine unzulässige Abweichung von den Verdingungsunterlagen darstellen.

Absetzbarkeit von Handwerkerrechnungen: Für Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen im eigenen Haushalt kann die Einkommensteuer um 
20 % der Aufwendungen (ohne Materialkosten), höchstens 1.200 Euro ermäßigt werden, Voraussetzung ist u. a., dass die Handwerkerrechnung durch Überweisung auf 
das Konto des Handwerkers beglichen wird; bei Barzahlung entfällt die Möglichkeit der Steuerermäßigung (vgl. § 35a EStG).

Widerrufsbelehrung 
Widerrufsrecht
Sie haben das Recht, binnen 14 Tagen ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag 
zu widerrufen. Die Widerrufsfrist beträgt 14 Tage ab dem Tag des Vertragsab-
schlusses.
Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns (Malereibetrieb Graf GmbH, 
Osdorfer Landstraße 233, 22549 Hamburg, Fax: 040-84890031, E-Mail: info@
junge-maler-graf.de) mittels einer eindeutigen Erklärung (Postbrief, Fax, E-Mail) 
über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren.
Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mitteilung über die 
Ausübung des Widerrufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist absenden.

Folgen des Widerrufs
Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir 
von Ihnen erhalten haben, einschließlich der Lieferkosten (mit Ausnahme der 
zusätzlichen Kosten, die sich daraus ergeben, dass Sie eine andere Art der Liefe-
rung als die von uns angebotene günstigste Standardlieferung gewählt haben), 
unverzüglich und spätestens binnen 14 Tagen ab dem Tag zurückzuzahlen, an 
dem die Mitteilung über Ihren Widerruf dieses Vertrags bei uns eingegangen ist. 
Für diese Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der 
ursprünglichen Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Ihnen wurde aus-
drücklich etwas anderes vereinbart; in keinem Fall werden Ihnen wegen dieser 
Rückzahlung Entgelte berechnet.
Wir können die Rückzahlung verweigern, bis wir die Waren wieder zurückerhal-
ten haben oder bis Sie den Nachweis erbracht haben, dass Sie die Waren zurück-
gesandt haben, je nachdem, welches der frühere Zeitpunkt ist.

Allgemeine Geschäftsbedingungen
Stand: Juni 2017

Belehrung bei Arbeitsbeginn vor Ablauf der Widerrufs-
frist
Über Verlust des Widerrufsrechts und Wertersatz
Der Auftraggeber (AG) verlangt vom Auftragnehmer (AN) hiermit 
ausdrücklich und unwiderruflich, mit den Arbeiten bereits vor  
Ablauf der 14-tägigen Widerrufsfrist zu beginnen.
Der AN weist den AG darauf hin, dass das Widerrufsrecht des AG er-
lischt, wenn der AN die vertraglich geschuldeten Arbeiten vor Ablauf der  
14-tägigen Widerrufsfrist fertigstellt oder in dieser Zeit Waren für den 
AG bestellt/hergestellt hat. Der AN weist den AG außerdem darauf hin, 
dass er einen Wertersatz für diejenigen Arbeiten verlangen kann, die er 
bis zum Widerruf des Vertrags durch den AG erbracht hat, falls der AG 
den Vertrag innerhalb der 14-tägigen Frist vor Fertigstellung der Leistung  
widerrufen sollte. Der Wertersatz richtet sich grundsätzlich nach dem 
vereinbarten Gesamtpreis und bemisst sich in der Regel nach dem  
Verhältnis der anteilig erbrachten Leistung zur Gesamtleistung.
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